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Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Ich rufe den Tagesordnungspunkt 3 a auf:

Antrag der Staatsregierung

auf Zustimmung zum Sechsten Staatsvertrag zur Änderung medienrechtlicher 

Staatsverträge (Sechster Medienänderungsstaatsvertrag) (Drs. 19/6194)

- Erste Lesung -

Begründung und Aussprache werden nicht miteinander verbunden. – Zur Begründung 

erteile ich Herrn Staatsminister Dr. Florian Herrmann das Wort.

Staatsminister Dr. Florian Herrmann (Staatskanzlei, Bundesangelegenheiten und 

Medien): Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Mit dieser heutigen Ersten 

Lesung beantrage ich für die Bayerische Staatsregierung die Zustimmung des Baye-

rischen Landtags zum Sechsten Medienänderungsstaatsvertrag.

Die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder haben am 12. Dezem-

ber 2024 den Sechsten Medienänderungsstaatsvertrag beschlossen und im März 

im Umlaufverfahren unterzeichnet. Bayern hat am 18. März 2025 unterzeichnet. Der 

Staatsvertrag soll am 1. Dezember 2025 in Kraft treten.

Der Entwurf des Sechsten Medienänderungsstaatsvertrags, insbesondere der Titel, 

mag auf den ersten Blick und auch für diejenigen, die nicht Expertinnen und Experten 

für den Staatsvertrag und den Rundfunk sind, vielleicht etwas sperrig daherkommen. 

Wir sollten uns aber nicht täuschen lassen; die Inhalte sind für uns alle, sind für unsere 

Gesellschaft, sind auch für unseren gesellschaftlichen Diskurs wichtig; denn es geht 

um wichtige Änderungen im Bereich des Jugendmedienschutzes.

Die Reform ist notwendig geworden, weil im Internet entwicklungsgefährdende Inhalte 

wie Pornografie, Gewalt, Hass, Hetze und Falschinformationen immer leichter zugäng-

lich sind. Eine aktuelle Studie zeigt, dass die Nutzung von Smartphone und Internet 

für mehr als 90 % der Jugendlichen ein fester Bestandteil des Alltags ist. Das wird uns 

nicht überraschen. Gleichzeitig berichtet ein Viertel der befragten 12- bis 19-Jährigen 
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aber von ungewolltem Kontakt mit pornografischen Inhalten. Mehr als die Hälfte, fast 

60 %, geben an, dass sie im letzten Monat beleidigenden Kommentaren begegnet 

sind. Das muss uns eine dringende Warnung sein, insbesondere mit Blick auf Jugend-

liche. Das ist unter Erwachsenen schon schwierig, aber bei Jugendlichen, die noch 

in ihrer geistigen Entwicklung stecken, sind negative Einflüsse besonders prägend. 

Wir haben eine besondere Herausforderung, eine besondere Verantwortung. Diese 

Verantwortung haben wir ganz generell, auch im analogen Leben, und deshalb umso 

mehr in dem Bereich, der die Menschen noch viel direkter erreicht und viel unerwarte-

ter erreicht, nämlich im digitalen Bereich.

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, Herzstück des Staatsvertrags ist ein neuer, 

passwortgeschützter Jugendschutz-Button. Das muss man sich ähnlich vorstellen wie 

den Flugmodus-Button beim Smartphone. Durch eine neue technische Jugendschutz-

vorrichtung auf der Ebene des Betriebssystems soll künftig ein Klick auf den Button 

genügen, um ein Endgerät, wie zum Beispiel das Handy des Kindes, auf eine be-

stimmte Altersstufe einzurichten. Das ist eine deutliche Erleichterung für Eltern, die für 

Kinder und Jugendliche verfügbaren Inhalte so zu steuern, dass nur altersgerechte 

Inhalte ausgespielt werden. Nach der Aktivierung des Buttons werden nur noch solche 

Apps gezeigt, die der Altersstufe entsprechen, und der Browser kann nur noch in der 

sogenannten sicheren Suche genutzt werden.

Mit erweiterten Rechtsdurchsetzungsbefugnissen der Landesmedienanstalten wollen 

wir außerdem dafür sorgen, dass diese effektiver gegen unzulässige Angebote, vor 

allem im Internet, vorgehen können. Nach dem vor allem im Bereich des Glücksspiel-

rechts bewährten Prinzip – nämlich "Follow the Money" – können Landesmedienan-

stalten zukünftig Kreditinstituten die Mitwirkung am Zahlungsverkehr bei unzulässigen 

Angeboten untersagen. Dadurch können sie die wesentlichen Zahlungsströme von 

unzulässigen Angeboten unterbrechen.
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Zusätzlich erhalten sie die Möglichkeit, auch inhaltsgleiche Ausweich-Domains, so-

genannte Mirror Domains, einfacher zu sperren. Dadurch können Sperrverfügungen 

nicht mehr durch eine geänderte Internetadresse umgangen werden.

Zusätzlich wird es vor Beginn von Filmen, Serien und Spielprogrammen in Telemedien 

weitere Hinweispflichten auf die Alterseinstufung geben, und zwar für Angebote nach 

Altersstufen 6, 12, 16, 18. Bisher war das nur für Angebote mit einer Alterseinstufung 

ab 16 verpflichtend.

Fazit: Mit den Änderungen wird der Jugendmedienschutz zukunftsfähig und zeitgemäß 

ausgestaltet. Wir beginnen mit der heutigen Ersten Lesung die Beratungen, anschlie-

ßend auch in den Ausschüssen. Ich bitte das Hohe Haus aber schon heute um 

Zustimmung; denn es geht um unsere gemeinsame Verantwortung für den Jugend-

schutz, insbesondere den Jugendmedienschutz.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Vielen Dank, Herr Staatsminister. – Ich eröffne die 

Aussprache. Die Gesamtredezeit der Fraktionen beträgt 29 Minuten. Die Redezeit der 

Staatsregierung orientiert sich dabei an der Redezeit der stärksten Fraktion. Ich erteile 

Herrn Kollegen Matthias Vogler das Wort.

(Beifall bei der AfD)

Matthias Vogler (AfD): Sehr geehrtes Präsidium, werte Kollegen der scheindemokra-

tischen Einheitspartei Deutschlands, kurz: SED 2.0, liebe Kollegen meiner AfD und 

geschätzte Besucher auf der Besuchertribüne! Heute wird in Erster Lesung die sechs-

te Änderung medienrechtlicher Staatsverträge behandelt. Gut ist, dass der Schutz 

von Jugendlichen und Kindern hier einen besonderen Fokus erhält, wenn dieser auch 

einen ernsten und unvoreingenommenen echten Schutz unserer Jugend zum Ziel 

haben sollte. So ist die Kennzeichnungspflicht für nicht geeignete Programme für 

die entsprechenden Altersstufen grundsätzlich gut. Es ist gut, wenn diese mit den 
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technischen Möglichkeiten beschränkt werden, um Heranwachsende vor übermäßiger 

Gewalt oder ungeeigneten Ü18-Inhalten zu schützen.

Auch ist, wie es im neuen § 5 Absatz 1 Satz 2 heißt, der Schutz vor Risiken

"für die persönliche Integrität von Kindern und Jugendlichen, insbesondere Risi-

ken durch Kommunikations- und Kontaktfunktionen, durch Kauffunktionen, durch 

glücksspielähnliche Mechanismen, durch Mechanismen zur Förderung eines ex-

zessiven Mediennutzungsverhaltens, durch die Weitergabe von Bestands- und 

Nutzungsdaten ohne Einwilligung an Dritte sowie durch nicht altersgerechte Kauf-

appelle insbesondere durch werbende Verweise auf andere Medien"

grundsätzlich zu begrüßen.

Jedoch sollen, wie es in den Angaben zu § 12 heißt, auch Betriebssysteme – also 

Windows, iOS, Android usw. – mit aufgenommen werden, gegen welche dann vorge-

gangen werden darf, wie es im neuen § 2 Absatz 1 Sätze 5 und 6 heißt:

"Maßnahmen gegen Anbieter von Telemedien oder Betriebssystemen mit Sitz in 

einem anderen Mitgliedstaat sind auf Grundlage dieses Staatsvertrages zulässig, 

wenn die Maßnahme

1. zum Schutz

[…]

bb) die Bekämpfung der Verunglimpfung aus Gründen der Rasse, des Ge-

schlechts, des Glaubens oder der Nationalität,

[…]

dd) die Wahrung nationaler Sicherheits- und Verteidigungsinteressen,

b) der öffentlichen Gesundheit"
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sowie

"2. ein bestimmtes Telemedium oder Betriebssystem betrifft, das die unter Num-

mer 1 genannten Schutzziele beeinträchtigt oder eine ernsthafte und schwerwie-

gende Gefahr einer Beeinträchtigung dieser Ziele darstellt, […]"

Das ist zwar alles recht hölzern, allerdings heißt es dann vielleicht, dass alle Bürger, 

die sich rational verhalten und das Faktum nennen, also ihre Meinungsfreiheit aus 

Artikel 5 des Grundgesetzes ausüben und klar sagen, dass es zum Beispiel nur zwei 

Geschlechter gibt – Mann und Frau, was auch sonst –, oder die sich weiterhin die 

schönen Karl-May-Filme mit Indianern angucken, welche zu Ostern wieder einmal 

Thema von linksradikalen Kreisen waren, dann vielleicht als angebliche Rassisten 

diffamiert und gesperrt werden und das gar nicht mehr äußern können, weil sie dann 

technisch nicht mehr die Möglichkeit dazu haben. Das heißt vielleicht, dass die Wahr-

heit über die überproportionale Ausländerkriminalität zum Beispiel im Vergleich zur 

Bevölkerungszahl als Fake News gecancelt wird, deren Nationalität nicht genannt wer-

den darf, oder dass dann alle plötzlich Deutsche sind, wobei es in der Statistik schon 

einen Unterschied macht, ob es ein Deutscher mit oder ohne Migrationshintergrund 

war, um die Probleme auch weiterhin benennen und dagegen vorgehen zu können.

Denken wir nur an die Corona-Zeit, in der sich die Staatsregierung mit ihrem gott-

gleichen Ministerpräsidenten vor Ekstase mit Einschränkungsorgien gar nicht mehr 

zurückhalten konnte. Zum Glück gab es etliche mutige Bürger und auch Jugendliche, 

die sich dem entgegengestellt hatten, was völlig richtig war, was auch im Nachhinein 

herauskam, wie es die RKI-Protokolle auch zeigten.

Das alles darf dann, wenn es nicht schon vielleicht im vorauseilenden Gehorsam 

gelöscht wurde, mit diesem neuen Staatsvertrag mit Druck auf die Betriebssystemher-

steller weiter eingeschränkt werden. Ist damit auch die Kritik von der Jugend – denn 

diese ist die Zukunft unseres Landes – an der Kriegsgeilheit der ehemaligen alten und 

vielleicht auch neuen Regierung verstummt? – Nein.
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Sie sagen jetzt sicher: Das ist alles Quatsch; es wird niemals dazu kommen.

(Zuruf des Abgeordneten Tim Pargent (GRÜNE))

Aber wie schon einst Walter Ulbricht sagte: Niemand hat die Absicht, eine Mauer zu 

errichten – mit dem Ergebnis, dass die Mauer kam. Laut der US-Regierung haben Sie, 

liebe Altparteien, aber nun die neue Brandmauer aufgebaut. Bauen Sie Ihre Brand-

mauer weiter und verstecken sich dahinter. Der Wähler wird es Ihnen danken und Sie 

auf den Müllhaufen der Geschichte befördern, wenn Sie, die einst konservative CSU, 

weiter so Ihre Politik betreiben.

(Zuruf der Abgeordneten Anna Rasehorn (SPD) – Staatsminister Dr. Florian Herr-

mann: Es geht um den Jugendschutz!)

Machen Sie weiter so; uns ist das recht. Weil wir das alles nicht unterstützen und auch 

die Zwangsabgabe für die Regierungspropaganda à la China seit Jahren abschaffen 

wollen, lehnen wir die Zwangsgebühren weiterhin und auch diesen Staatsvertrag ab, 

weil diese Sachen einfach übergriffig sind. Wir freuen uns trotzdem auf die Beratungen 

im Ausschuss. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der AfD)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Vielen Dank. – Als Nächster spricht für die CSU-

Fraktion Kollege Benjamin Miskowitsch.

Benjamin Miskowitsch (CSU): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Jetzt meint man mal, es wird ein entspannter Tagesordnungspunkt, bereitet 

seine Rede vor und versucht, sachlich zu bleiben – man schafft es wieder nicht. Was 

war denn das jetzt schon wieder? Sie wollen diesen Schutz anscheinend eben nicht. 

Sie wollen unsere Kinder und unsere Jugendlichen im Internet, in den digitalen Platt-

formen sich selbst überlassen. Sie wollen nicht die persönliche Integrität schützen. Sie 

wollen nicht vor Cybermobbing schützen. Sie wollen nicht vor Grooming schützen. Sie 

wollen nicht vor den Kostenfallen schützen. Sie wollen nicht vor exzessivem Gaming 
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schützen. Das alles wollen Sie nicht, weil Sie schon die Kleinsten und die Jugendli-

chen mit Ihrem Wortschatz und mit Ihren fadenscheinigen Videos einlullen wollen – 

aber nicht mit uns, das sage ich Ihnen.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Es ist nämlich schon so, dass die Anpassung juristisch notwendig, gesellschaftlich 

geboten und aufgrund der Schnelligkeit, die wir in dem Medienbereich haben, eben 

auch politisch überfällig ist. Herr Staatsminister, Sie haben es ausgeführt. Inhaltlich 

kann man dem eigentlich gar nicht mehr viel hinzufügen; denn die Kernpunkte wurden 

in der Rede im Grunde genommen schon vorweggenommen.

Wir stärken mit unserem System die regulierte Selbstregulierung. Ich denke, das ist 

genau, was wir wollen: Wir wollen Kinder und Jugendliche schützen, damit sie nicht 

selbst in eine Ecke kommen, in der sie einfach über die Geräte, über die Plattformen 

landen. Wir wollen den Eltern etwas an die Hand geben und natürlich auch die 

Schulen auf dem Weg begleiten. Deswegen kann ich es kurz machen; es ist alles 

gesagt. Noch einmal auf den Punkt gebracht: Kinder- und Jugendschutz stehen hier 

im Mittelpunkt und nichts anderes. Ich bitte um Zustimmung in der weiteren Beratung.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Bleiben Sie bitte am Rednerpult. – Es gibt eine 

Zwischenbemerkung des Kollegen Vogler.

Matthias Vogler (AfD): Herr Kollege, ich habe am Anfang klar und deutlich gesagt, 

dass viele Sachen zu begrüßen sind, auch und gerade der Jugendschutz, also nicht 

gesagt, was Sie hier am Anfang wieder unterstellt haben. Hätten Sie meiner Rede 

zugehört, hätten Sie es vielleicht auch verstanden. Ich habe auch vor den Gefahren 

gewarnt, die damit einhergehen. Wenn die Regierung einmal den Zugriff auf Betriebs-

systeme hat und sagen kann, das gefällt uns nicht – wer sagt denn, dass sie da 

haltmachen? Diese Gefahr ist nicht von der Hand zu weisen.

Protokollauszug
49. Plenum, 06.05.2025 Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode 7

https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/5081
https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/5371


Benjamin Miskowitsch (CSU): Ihre Weltuntergangsstimmung, die Sie bei sämtlichen 

Themen immer zitieren, kann ich nicht nachvollziehen. Gerade die Landesmedienan-

stalten machen eine sehr gute Arbeit. Die sind auch technisch ganz vorne mit dabei, 

wenn es um die Weiterentwicklung und darum geht, wie wir mit diesen Themen 

umgehen. Auch die sechste Änderung des Medienstaatsvertrags regelt genau, dass 

die Landesmedienanstalten noch mehr Möglichkeiten bekommen, einzugreifen und 

eventuell auf regionale Besonderheiten hinzuweisen. Was Sie an Vermutungen daher-

reden, kann ich ehrlich gesagt nicht nachvollziehen; deswegen kann ich Ihnen da 

auch nicht zustimmen.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Nächste Rednerin ist Frau Kollegin Sanne Kurz.

Sanne Kurz (GRÜNE): Vielleicht sollten Sie einfach mal ein bisschen googeln, nach-

lesen, sich informieren und sich vielleicht mal die Seite der BLM anschauen, wie 

staatsferne Kontrolle funktioniert. Keine Regierung in Europa, keine Regierung der 

Welt bekommt irgendwelchen Zugriff auf Betriebssysteme. Vielleicht lesen Sie auch 

den Gesetzentwurf mal genau durch; dann kommt hier vielleicht auch nicht so ein 

Geschwurbel heraus.

Zurück zur Sache: Sehr geehrtes Präsidium, liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Werter 

Herr Staatsminister Herrmann, lieber Kollege Miskowitsch, danke für die Einbringung 

und die wirklich sehr gute Erklärung. Es hilft, wenn die Bürgerinnen und Bürger bei der 

Umsetzung von EU-Regularien verstehen, worum es sachlich tatsächlich geht, näm-

lich: Wie schützen wir unsere Kinder und Jugendlichen im digitalen Dschungel? Wie 

schaffen wir digitale Freiheit, eben ohne sie Big-Tech-Konzernen, Russland, China 

und Co. oder am Ende noch der AfD zu überlassen?

Der Sechste Medienänderungsstaatsvertrag greift deshalb wichtige Themen auf: Tech-

nischer Jugendmedienschutz, Altersverifikation, Schutz persönlicher Integrität, das 

alles sind Schritte in die richtige Richtung. Unserer Meinung nach reicht es aber noch 
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nicht. Deshalb will ich die Gelegenheit nutzen, aus meinem persönlichen Umfeld zu 

erzählen, wie die Realität ausschaut:

Kinder können sich mit zwei Klicks als Erwachsene registrieren und das bei Plattfor-

men wie Instagram oder TikTok einfach behaupten. Ab 13 ist Schluss? In der Realität 

kann man das Geburtsdatum aber ganz leicht umgehen. Die Plattformen kündigen wie 

jetzt in den USA nach der Wahl von Donald Trump sogar ihre freiwilligen Standards. 

Sie verabschieden sich von Fact Checking, von Content Moderation, von einem Min-

destmaß an Verantwortung. Wir GRÜNE wünschen uns, dass auch damit Schluss ist. 

Wir brauchen verbindliche Altersverifikation, datenschutzkonform und mit Teilhabe für 

alle. Wir brauchen aber auch klare Regeln gegen süchtigmachendes Design, gegen 

Dark Patterns und gegen Empfehlungsalgorithmen, die Magersucht fördern oder junge 

Menschen in Radikalisierungsspiralen schicken.

Europa zeigt dabei, dass wir selbst gestalten können. Der Digital Services Act gibt 

uns die Werkzeuge an die Hand. Jetzt müssen wir gemeinsam auch politischen Druck 

machen, damit der DSA im Bund, in Europa und auch in Bayern umgesetzt wird. Die 

Staatsregierung listet bisher viele Einzelmaßnahmen auf, aber ein messbares strategi-

sches Gesamtkonzept würden wir GRÜNE uns auch wünschen. Medienkompetenz ist 

keine Kür, sondern eine Grundvoraussetzung für eine mündige Teilhabe. Wir brauchen 

deshalb eine ressortübergreifende Strategie. Wir brauchen mehr Mittel für schulische 

und außerschulische Medienbildung. Wir brauchen regelmäßige Fortbildung für alle 

pädagogischen Fachkräfte. Wir brauchen eine starke aufsuchende Jugendarbeit, die 

auch medienkompetent sein muss.

Zur Diskussion über höhere Altersgrenzen für Social Media gehört auch: Das ist ein 

wichtiges Thema, aber bitte keine Symbolpolitik. Wir können nichts brauchen, bei dem 

Kinder Dinge gar nicht mehr zeigen, sich nicht mehr trauen, weil sie wissen, es ist 

verboten. Es muss das Vertrauen dableiben; da hilft die Kompetenz. Auch wenn sie 

langsam älter werden und wir nur mit Verboten arbeiten: Wie sollen sie denn dann 

lernen, mit dem umzugehen, was ein Jahr später auf sie zukommt?
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Was ist mit WhatsApp, was ist mit YouTube, dem meistgenutzten Ersatzfernseher in 

deutschen Kinderzimmern? Wollen wir da auch ab 16, 12 oder 6 alles verbieten? 

Wir müssen differenziert diskutieren und dürfen nicht nur mit Altersgrenzen davon 

ablenken, dass wir auch tatsächlich handeln müssen, hier in Bayern Rückstand bei 

Medienkompetenz aufholen müssen und die digitale Transformation in den Schulen 

steuern können.

Unser grüner Kompass ist deshalb klar: Schutz ja, Kompetenz unbedingt und Teilhabe 

für alle. Wir stehen für eine Medienpolitik, die Kinder schützt, Eltern stärkt und Tech-

Konzerne in die Pflicht nimmt. Der Sechste Medienänderungsstaatsvertrag ist da ein 

sehr guter Anfang. Wir kämpfen für mehr: für digitale Gerechtigkeit, für eine starke 

demokratische Medienordnung für unsere Kinder. Ich freue mich deshalb sehr auf die 

Beratung im Ausschuss.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Vielen Dank, Frau Kollegin. – Nächster Redner: 

Herr Kollege Rainer Ludwig.

Rainer Ludwig (FREIE WÄHLER): Sehr geehrter Herr Präsident, Kolleginnen und 

Kollegen! Die Nutzung digitaler Medien beginnt immer früher. Sie ist längst in den Kin-

derzimmern angekommen. Bereits im Grundschulalter nutzen die Kinder Smartpho-

nes, Streamingdienste, YouTube, Internet, soziale Medien. Natürlich muss deshalb der 

gesetzliche Jugendmedienschutz mit diesen Nutzungsrealitäten Schritt halten, sowohl 

technisch als auch inhaltlich. Viele der bestehenden Regelungen stammen noch aus 

einer Zeit, in der lineares Fernsehen dominierte und Plattformen wie TikTok, Discord 

oder App Stores entweder nicht existiert haben oder rechtlich kaum erfasst wurden. 

Heute findet ein Großteil der Kommunikation und Unterhaltung junger Menschen eben 

online statt, oft unbeaufsichtigt und rund um die Uhr zugänglich.

Dabei sind es längst nicht mehr nur problematische Inhalte, wie der Herr Staatsmi-

nister ausgeführt hat, vor denen geschützt werden muss, wie etwa Gewalt, Pornogra-
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phie oder Extremismus. Immer stärker rücken auch sogenannte Interaktionsrisiken in 

den Fokus: Mobbing in Chatgruppen, die gezielte Anbahnung auch sexueller Kontak-

te durch Erwachsene, sogenanntes Grooming, selbstgefährdendes Verhalten durch 

gefährliche Challenges auf sozialen Plattformen oder unbemerkte In-App-Käufe als 

Kostenfalle für Minderjährige. All das stellt neben der Gefahr einer exzessiven Medien-

nutzung Kinder und Jugendliche vor Risiken, die gesetzlich bisher nur unzureichend 

adressiert wurden und nun in den Schutzbereich des Jugendmedienschutz-Staatsver-

trags mitaufgenommen werden.

Zugleich haben viele Geräte und Dienste zwar technische Jugendschutzoptionen. 

Doch diese sind oft unübersichtlich, wenig transparent, wenig kompatibel oder nur 

eingeschränkt wirksam. Deshalb braucht es – das halte ich für richtig – verbindliche, 

einheitliche, leicht bedienbare Lösungen, die Eltern befähigen, den digitalen Alltag 

ihrer Kinder aktiv mitzugestalten.

Deswegen sind die vorliegenden Vertragsänderungen für mich ein wichtiger Baustein 

für einen modernen, zukunftsfähigen Jugendmedienschutz. Dieser Schutz betrifft so-

wohl den Medienstaatsvertrag als auch den Jugendmedienschutz-Staatsvertrag. Arti-

kel 1 bei Letzterem beinhaltet zahlreiche Neuregelungen, um Minderjährige im digita-

len Raum besser zu schützen. Dazu gehören insbesondere Vorgaben zur Optimierung 

technischer Schutzsysteme, Vorgaben zur Stärkung der regulierten Selbstregulierung 

sowie eine höhere Konvergenz mit dem Jugendschutzgesetz.

Erstmals werden – das ist schon angeklungen – mit dem neu gefassten § 12 auch 

Betriebssystemanbieter verpflichtet, Vorkehrungen zum Schutz von Kindern und Ju-

gendlichen auf ihren Geräten bereitzustellen. Konkret müssen solche Vorrichtungen 

ermöglichen, dass Altersstufen hinterlegt und Apps entsprechend dieser Altersstufen 

zugelassen, gesperrt oder individuell eingeschränkt werden können. Absatz 1 sieht 

vor, dass Betriebssystemanbieter zur technischen Kommunikation zwischen Betriebs-

system und App eine nicht veränderbare Schnittstelle bereitstellen. Diese Jugend-

schutzeinrichtung ist als sogenannte Opt-in-Lösung ausgestaltet. Das heißt, sie muss 
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erstmal aktiv aktiviert werden. Dabei bleibt im Umkehrschluss die Nutzungsfreiheit 

unberührt, wenn keine individuellen Einstellungen vorgenommen werden. Für Erzie-

hungsberechtigte eröffnet sich so unterstützend, wie ich meine, ein praktikables Instru-

ment zur transparenten Steuerung der Mediennutzung.

Zudem werden bestehende Regelungen im Medienschutzstaatsvertrag erweitert, etwa 

die Alterskennzeichnung in § 5c. Diese wird nicht nur konkretisiert, sondern auch 

durch zusätzliche Hinweise und Informationspflichten ergänzt, wie etwa mögliche 

Risiken für die persönliche Integrität von Kindern und Jugendlichen. Mit Blick auf 

die Aufsichtsstrukturen enthält Artikel 1 auch Anpassungen zugunsten der Landesme-

dienanstalten und ihrer zentralen Koordinierungsstelle, der Kommission für Jugend-

medienschutz – KJM. Deren Aufgaben und Zusammenarbeit mit Einrichtungen der 

freiwilligen Selbstkontrolle werden präzisiert, um die Umsetzung und die Kontrolle der 

neuen Vorschriften einheitlich, rechtssicher und effektiv zu gestalten.

Der Artikel 2 des Staatsvertrags betrifft dann den Medienstaatsvertrag selbst. Hier 

werden ebenso die Befugnisse der Landesmedienanstalten erweitert, um insbesonde-

re gegenüber Anbietern von Betriebssystemen oder Anbietern mit Sitz im EU-Ausland 

effektiver durchgreifen zu können. § 109 wird entsprechend angepasst, um Umge-

hungsstrategien etwa durch sogenannte Mirror Domains besser verfolgen zu können.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der vorliegende Staatsvertrag, die vorliegenden Re-

gelungen stärken den Kinder- und den Jugendmedienschutz, ohne dabei mediale 

Freiheiten einzuschränken. Sie verfolgen einen ganzheitlichen Ansatz, der technische, 

inhaltliche und aufsichtsrechtliche Aspekte erweitert und modernisiert und die Koordi-

nierung zwischen Aufsicht, Anbietern und Gesetzgebung verbessert. Wir FREIE WÄH-

LER begrüßen dies ausdrücklich und stimmen verantwortungsvoll den Änderungen 

im Medien- wie auch im Jugendmedienschutz-Staatsvertrag zu. Beide sind zentrale 

Säulen unseres föderalen Mediensystems.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)
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Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Vielen Dank. – Nächste Rednerin: Frau Kollegin 

Katja Weitzel.

Katja Weitzel (SPD): Verehrtes Präsidium, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Sechster Medienänderungsstaatsvertrag – was ist das? Worum geht es? – Es ist 

schon viel gesagt worden. Es geht um das Medienverhalten unserer Kinder und 

Jugendlichen, um den Jugendmedienschutz. Zum einen soll der technische Jugend-

schutz gestärkt werden. Zum anderen werden bestehende Regelungen an das beste-

hende Jugendschutzgesetz, das es ja auch noch gibt, angepasst, um es zu harmoni-

sieren. Es erfolgt auch eine Anpassung an EU-Regelungen, nämlich auch hier die 

Harmonisierung mit EU-Recht zur Regulierung der digitalen Medien.

Herzstück der Neuregelung – wir haben es schon gehört – ist die Pflicht der Betreiber 

von Plattformen auf Social Media zur Einrichtung einer technischen Jugendschutzvor-

richtung. Was sich so kryptisch anhört, ist nichts anderes als die Pflicht, Schutzvorrich-

tungen einzurichten, damit Kinder und Jugendliche bei der Nutzung sozialer Medien, 

Websites, Apps, was es auch immer Neues gibt, vor Gefahren geschützt werden.

Dabei gilt: Die Anwendung dieser technischen Vorrichtungen muss transparent und 

einfach sein, damit die Erziehungsberechtigten damit einfach umgehen können und 

auch auf diese Opt-in-Lösung, die schon dargestellt wurde, reagieren können. Denn 

die Website ist so lange ohne Barriere nutzbar, wie diese Einrichtung nicht aktiviert 

worden ist. Das heißt, dieser Schritt muss noch gemacht werden. Dabei gilt – das 

finde ich besonders wichtig – eine Stärkung der freiwilligen Selbstkontrolle. Darum 

geht es nämlich auch in diesem Gesetz, und zwar in Form einer regulierten Selbstkon-

trolle durch eine Stärkung der Landesmedienanstalten und der Kommission für den 

Jugendmedienschutz.

Also: Klar strukturierte Regelungen zum Jugendmedienschutz auch für Social Media 

und anderweitige digitale Medien als Reaktion auf das veränderte Medienverhalten, 

übrigens nicht nur von Kindern und Jugendlichen, aber hier insbesondere, sondern 
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von uns allen. Eine Pflicht zur Schaffung transparenter und leicht bedienbarer Schutz-

vorrichtungen, die man den Betreibern digitaler Medien auferlegt, ist dringend er-

forderlich, um Kinder und Jugendliche vor so neuen Phänomenen wie Grooming, 

Cybermobbing, selbstgefährdendem Verhalten, exzessivem Spielen oder eben auch 

Kostenfallen – es ist schon erwähnt worden – oder weiteren Gefahren, die wir viel-

leicht noch gar nicht kennen, zu schützen.Die Stärkung der freiwilligen Selbstkontrolle 

ist keine Gängelung und schon gar keine Zensur.

(Beifall bei der SPD)

Der neue Jugendmedienschutz-Staatsvertrag ist dringend nötig, um mit der modernen 

Medienwelt Schritt halten zu können. Wir unterstützen die Änderungen daher als Frak-

tion, auch in der weiteren parlamentarischen Beratung. Ich habe noch einen Wunsch: 

Alles, was wir hier technisch einführen, hilft uns nur weiter, wenn wir alle Nutzerinnen 

und Nutzer, angefangen von den Kindern über die Jugendlichen bis hin zum Erwach-

senenalter, mit der entsprechenden Medienkompetenz ausstatten, damit sie damit 

entsprechend umgehen können. Wenn man gut damit umgehen kann, kann man mit 

der rasend schnellen technischen Entwicklung in der digitalen Welt Schritt halten und 

muss nicht mehr Angst haben, besonderen Gefahren ausgesetzt zu sein. Deshalb 

noch mal ein Appell – sie ist aber gerade nicht hier – an die Kultusministerin, auf die 

Medienkompetenz, was Schule und Bildungseinrichtungen betrifft, von uns allen, nicht 

nur von Kindern und Jugendlichen, zu achten und diese weiter zu vermitteln.

Wir werden das Gesetz in der weiteren parlamentarischen Beratung weiterhin positiv 

begleiten.

(Beifall bei der SPD)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Vielen Dank, Frau Kollegin. – Die Aussprache 

ist damit geschlossen. Ich schlage vor, den Staatsvertrag dem Ausschuss für Wissen-

schaft und Kunst als federführendem Ausschuss zu überweisen. Erhebt sich dagegen 

Widerspruch? – Das ist nicht der Fall. Dann ist das so beschlossen.
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